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SCHLESWIG-HOLSTEIN

LANDESJOURNAL
Einsatzbelastung der Polizei

Fußballeinsätze der Polizei nehmen zu
– GdP kritisiert Personalabbau und Überstundenhäufung bei der Polizei –

Kiel/tgr – Die schleswig-holsteini-
sche Landespolizei muss immer häu-
figer bei Fußballspielen in den Ein-
satz. Diese Erkenntnis brachte die 
Antwort des Innenministeriums auf 
eine Kleine Anfrage des SPD-Land-
tagsabgeordneten Jürgen Weber zu- 
tage. Und der Grund für die steigen-
den Anforderungen ist längst kein 
Geheimnis mehr. Die zunehmende 
Gewaltbereitschaft von so genannten 
Fans bringt die Polizeibeamten auf 
den Plan. Vor allem die Rivalität zwi-
schen Holstein Kiel und dem VfB Lü-
beck macht den Sicherheitsbeamten 
in Schleswig-Holstein zu schaffen. 

Ein trauriger Rekord: In den ver-
gangenen Monaten ist die Zahl der 
Polizeieinsätze so hoch wie noch nie 
gewesen. So verbuchte die Landespo-
lizei alleine in der Zeit vom 1. Juli 
2013 bis zum 14. April 2014 rund 
23 500 Einsatzstunden aufgrund von 
Fußballspielen. Nach Angaben eines 
Sprechers des Landespolizeiamtes 
seien die Beamten in der laufenden 
Fußballsaison landesweit 83-mal bei 
polizeilichen Großeinsätzen unter-
wegs gewesen, bei denen 84 Strafan-
zeigen gestellt oder Ermittlungsver-
fahren eingeleitet worden seien.

Bemerkenswert: Obwohl die bei-
den größten Fußballvereine Holstein 
Kiel und Lübeck in unterschiedlichen 
Ligen um Tore und Punkte kämpfen, 
lägen in diesen beiden Städten nach 
wie vor die Einsatzschwerpunkte der 
Polizei. Die Erklärung: Nach den Er-
fahrungen der Polizei würden gewalt-
bereite Fans jedoch zunehmend auf 
Begegnungen kleinerer Vereine in 
der Nachbarschaft ausweichen. 

Kaum zu glauben: Die Partie des 
TSV Altenholz gegen den VfB Lü-
beck in der Schleswig-Holstein-Liga 
im März machte den Einsatz von zwei 
Hundertschaften der Polizei erforder-
lich. „Im Kieler und Lübecker Raum 
müssen wir fast an jedem Wochenen-
de erhebliche Kontingente bereitstel-
len“, sagte der LPA-Sprecher gegen-
über den Kieler Nachrichten. Die 

Anzahl der so ge-
nannten „Sicher-
heitsspiele“ wür-
de spürbar zuneh- 
men. 

Doch auch in 
anderen Landes-
teilen sei die Po-
lizei in den unte-
ren Ligen zuneh- 
mend gefordert. 
So hat sich im 
Bereich der Poli-
z e i d i r e k t i o n 
Neumünster die 
Zahl der Einsatz-
stunden gegen-
über 2011/12 so-
gar  verdoppelt. „Die Belastungs- 
grenze für unsere Kolleginnen und 
Kollegen ist seit Langem überschrit-
ten“, zeigte sich der GdP-Landesvor-
sitzende Manfred Börner besorgt. Da 
die 1. Einsatzhundertschaft in Eutin 
sogar über die Landesgrenzen hinaus 
gebunden sei, könne sie für derartige 
Fußballspiele kaum noch berücksich-
tigt werden.

Konsequenz: Die Beamten der 
Dienststellen vor Ort müssten herhal-
ten und die Einsätze abarbeiten. 
Manfred Börner weiter: „Folglich feh-
len diese Kolleginnen und Kollegen 
dann wieder auf den Dienststellen, 
wo sie dringend benötigt werden. 
Letztlich sind dann die Bürger die 
Leidtragenden und zahlen die Ze-
che“, so der GdP-Landeschef. Das 
Image als Bürgerpolizei nehme damit 
weiteren Schaden.  Die Planung der 
Landesregierung, 282  Planstellen in 
der Landespolizei zu streichen, sei 
auch vor diesem Hintergrund schlicht 
falsch, verschärfe die ohnehin prekä-
re Situation und müsse folglich zu-
rückgenommen werden. 

Kein Einsehen fand Börner mit sei-
ner Forderung bei Innenminister An-
dreas Breitner (SPD), oberster Dienst-
herr der Polizei: „Der von dieser 
Landesregierung beschlossene Stel-
lenabbaupfad ist ein Weg ohne Um-

kehr“, so die schlichte Antwort des 
Ministers. Und auch die gewaltige 
Überstundensituation bei den Ord-
nungshütern verharmloste Andreas 
Breitner auf Anfrage der Lübecker 
Nachrichten. Diese hat in einem Arti-
kel darauf hingewiesen, dass die 
schleswig-holsteinische  Landespoli-
zei einen Berg von 308 000 Überstun-
den vor sich hinschiebe. 

„Würden die 7890 Vollzugsbeam-
ten die Überstunden auf einen Schlag 
abbummeln, wäre die komplette Lan-
despolizei eine ganze Woche außer 
Dienst, konstatierten die LN. Das sei 
alles noch gut händelbar, so die lapi-
dare Antwort aus dem Innenministe-
rium. Zudem sei die Überstundensitu-
ation in Hamburg noch düsterer. Die 
Gewerkschaft der Polizei indes macht 
sich Sorgen um die Belastungen für 
die betroffenen Polizeibeamtinnen 
und -beamten. „Vor allem die Kolle-
gen der Einsatzhundertschaft, im 
Funkstreifendienst sowie die Perso-
nen- und Objektschützer sind von der 
Mehrarbeit betroffen und trügen da-
mit die Last“, so GdP-Geschäftsführer 
Karl-Hermann Rehr. Die Situation sei 
deshalb so verfahren, weil ein Frei-
zeitausgleich für die Überstunden 
nicht mehr möglich sei. „Das würde 
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Die Anzahl der Einsätze bei Fußballspielen steigt auch in Schleswig-
Holstein. � Foto: tg
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nämlich sofort neue personelle Lö-
cher reißen“, machte Rehr klar. Und 
das sei insbesondere bei bevorste-
henden Großveranstaltungen wie der 
Kieler und Travemünder Woche und 
den „Public Viewings“ zur Fußball-
weltmeisterschaft ohnehin undenk-
bar. Hier würden sich die Überstun-
den sogar noch weiter aufbauen. Wie 
das Innenministerium gegenüber den 
LN ankündigte, würde das Land wie 
in der Vergangenheit auch in diesem 
Jahr wieder 500 000 Euro zur Auszah-
lung an die am meisten betroffenen 
Beamten bringen, um damit rund 
30 000 Überstunden abzukaufen. 

Auf die Ergebnisse des Länderfi-
nanz-Benchmarkings 2013 wies Karl-
Hermann Rehr hin.  „Schleswig-Hol-
stein gibt pro Einwohner nur 127, 

Fortsetzung von Seite 1 Hamburg dagegen 261 Euro im Jahr 
für seine Beamten aus“, rief der GdP-
Geschäftsführer in Erinnerung. Nur 
Baden-Württemberg liege mit 125 
Euro unter den Ausgaben Schleswig-
Holsteins. Das sage eine Menge über 

den Stellenwert der Landespolizei 
und sei wenig schmeichelhaft für die 
rot-grün-blaue Landesregierung, so 
Rehr abschließend. 

Thomas Gründemann

redaktionsschluss

Redaktionsschluss der

Ausgabe 7/2014:
Freitag, 6. Juni 2014

Aus den Regionalgruppen

Thorsten Schwarzstock 
wiedergewählt

Regionalgruppe Justizvollzug: Vorstand neu gewählt

Neumünster/tgr – Thorsten 
Schwarzstock wurde erneut als Vor-
sitzender der GdP-Regionalgruppe 
Justizvollzug in seinem Amt bestätigt. 

50 Kolleginnen und Kollegen aus 
den Justizvollzugsanstalten waren der 
Einladung zur landesweiten Vollver-
sammlung in das Hotel Kühl nach Neu-
münster gefolgt. Sie sprachen nicht nur 

dem 53-jährigen Schwarzstock, der als 
Justizvollzugsbeamter im allgemeinen 
Vollzugsdienst der JVA Kiel tätig ist, 
sondern auch dem Stellvertretenden 
Vorsitzenden Olaf Müller (JVA Lü-
beck), dem Kassierer Jens-Peter Stürck 
(JVA Neumünster) und dem Schrift
führer Michael Krützfeld (JVA Neu-
münster) jeweils einstimmig das Ver-
trauen aus, ebenso dem neuen Stell-
vertretenden Kassierer Kay Jabs (JVA 
Lübeck) und Pierre Pöhls (JVA Lübeck) 
als Beisitzer. 

Als Ehrengäste wohnten der lan-
desweiten Zusammenkunft der Justiz-
vollzugsbeschäftigten der Staatsse-
kretär im Ministerium für Justiz, Kul-
tur und Europa, Dr. Eberhard Schmidt-
Elsaeßer, der Stellvertretende GdP- 
Landesvorsitzende Torsten Jäger so-
wie der Stellvertretende Vorsitzende 
der GdP-Bezirksgruppe Zoll, MdL 
Wolfgang Dudda, bei. 

Im Anschluss an die Vorstandswah-
len ging Staatssekretär Schmidt-El- Zu den ersten Gratulanten beim wiederge-

wählten Vorsitzenden Thorsten Schwarzstock 
gehörte Torsten Jäger.

Der neu gewählte Vorstand der Regional-gruppe Justizvollzug: Kay Jabs, Pierre Pöhls, Michael 
Krützfeld, Olaf Müller, Thorsten Schwarzstock, Jens-Peter Stürck (v. l.).

Fortsetzung auf Seite 6
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Kommentar

Noch keine zählbaren Erfolge für die Polizei 
Kommentar von Thomas Gründemann zur Zwischenbilanz von Innenminister Andreas Breitner

Kiel – Seit zwei Jahren ist Andreas 
Breitner nun schleswig-holsteinischer 
Innenminister. Wie sieht die Bilanz des 
47-Jährigen aus Sicht der Landespoli-
zei aus?  Ist Andreas Breitner den gro-
ßen Erwartungen gerecht geworden, 
die viele seiner ehemaligen Berufskol-
leginnen und -kollegen in ihn gesetzt 
hatten. Konnte er diesen Erwartungen 
überhaupt gerecht werden?

Von Beginn seiner Amtszeit an er-
wies sich nicht nur die Tatsache, dass 
Breitner mit Klaus Schlie einen bei vie-
len Polizeibeamtinnen und -beamten 
im Lande beliebten Amtsvorgänger 
hatte, als Hypothek für den ehemaligen 
Hauptkommissar. Während Klaus 
Schlie das Glück hatte, in einer schwarz-
gelben Landesregierung Minister zu 
sein, die ein unverkrampftes Verhältnis 
zur Landespolizei hatte und so nur we-
nige Konflikte entstanden,  dürfte die 
derzeitige Regierungszusammenset-
zung das größte Problem des Sozialde-
mokraten Andreas Breitner sein. 

So befindet sich Andreas Breitner als 
„Polizeiminister“ in einer für die Polizei 
eher „unglücklichen“ Regierungskon-
stellation mit einer Einstimmenmehr-
heit im Landtag. Und das nicht nur, 
weil es bei vielen Sozialdemokraten 
eine spürbare Distanz zur Polizei als 
Bestandteil der Exekutive gibt.  Beson-
ders schwer wiegt vielmehr, dass mit 
den Grünen als größter Juniorpartner 
eine Partei im Regierungsboot sitzt, von 
denen ein Großteil der Mitglieder of-
fenbar nicht von ihrem traditionellen 
Bild von der „auf harmlose Demons-
tranten einprügelnden Polizei“ abrü-
cken will und den „Freunden und Hel-
fern“ von jeher mit Misstrauen und 
Vorurteilen begegnen. 

Und der SSW mit Anke Spoorendonk 
an der Spitze suchte zu Oppositionszei-
ten die Nähe zur Polizei und zur GdP. 
Aber eben nur zu Oppositionszeiten. 

Schon im Koalitionsvertrag spiegelte 
sich das Misstrauen der Grünen zur Po-
lizei wider und kam gleich zu Beginn 
der Amtszeit von Innenminister Breit-
ner  zum Tragen. So ist der „Erlass über 
die namentliche Kennzeichnung und 
Erkennbarkeit von Polizeivollzugsbe-
amtinnen und Polizeivollzugsbeamten“  
ein Eingeständnis an die Partei von Ro-
bert Habeck und Co. Aber auch in der 
Folge gelang es dem neuen Innenmi-
nister nicht, „Erfolge“ für die Polizei zu 

verbuchen. Für viele Polizistinnen und 
Polizisten gab Andreas Breitner  zu 
schnell nach, als es hieß, auch die oh-
nehin mit zu wenig Personal ausge-
stattete Landespolizei in den Stellenab-
baupfad mit einzubeziehen. Für einen 
Innenminister mit der Verantwortung 
für rund 8000 Polizeibeschäftigte si-
cherlich sehr ungewöhnlich, vertei-
digt Breitner sogar den aktuellen Plan 
der Landesregierung, 282 Planstellen 
bei der Landespolizei abzubauen. 
Seither belasten die Fragen, wer und 
vor allem in welchem Umfang letzt-
lich für den Stellenabbau herhalten 
soll, die Atmosphäre in der Landespo-
lizei. Hier soll nach einem zermür-
benden und schmerzlichen Diskussi-
onsprozess im Sommer die Führung 
der Landespolizei dem Innenminister 
Details liefern. Die Entscheidung 
wird letztlich aber der Innenminister 
zu verantworten  haben. Auf Enttäu-
schung und Unverständnis stößt aber 
in der Polizei vor allem, dass der In-
nenminister im Zusammenhang mit 
dem schmerzhaften Stellenabbau in 
der Öffentlichkeit sogar noch den 
Eindruck vermittelt, als würde sich 
sowohl für die Bürgerinnen und Bür-
ger als auch die Beschäftigten bei der 
Landespolizei nichts verändern. 

Respekt bei den Polizistinnen und 
Polizisten erwarb sich Andreas Breitner 
dagegen mit seiner standhaften Hal-
tung bei der „Mindestdatenspeiche-
rung“, für die er nicht nur Schelte von 
Oppositionsparteien, sondern auch aus 
dem eigenen rot-grünen Regierungsla-
ger erfuhr. Die Bemühungen des grü-
nen Koalitionspartners, dem Innenmi-
nister in diesem Punkt am liebsten ein 
Denkverbot aufzuerlegen, verfehlten 
jedenfalls ihr Ziel.

Die Zustimmung der Ordnungshüter 
fand der Innenminister genauso für sei-
ne unmissverständliche Position bei der 
Verurteilung von Gewalt gegen Polizei-
beamte. So ist es auch eine gute Geste 
und ein sichtbares Zeichen der Solidari-
tät mit der Polizei und vor allem betrof-
fenen Kolleginnen und Kollegen, dass 
es für Andreas Breitner selbstverständ-
lich war, die Tradition seines Amtsvor-
gängers fortzusetzen und im Dienst ver-
letzte oder erkrankte Polizeibeamte 
oder deren Familienangehörige persön-
lich zu kontaktieren. Am guten Willen 
mangelt es dem Innenminister offenbar 

nicht. Um jedoch dem Eindruck zu be-
gegnen, dass es sich bei Aussagen des 
obersten Dienstherrn der Polizei ledig-
lich um „kostenneutrale Lippenbe-
kenntnisse“ handelt, muss Andreas 
Breitner nun auch „zählbare Erfolge“ 
für die ihm anvertrauten Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter vorweisen. 

So gab es bislang nur Ankündigun-
gen und Bemühungen, wenn es um 
konkrete soziale Verbesserungen für 
die Polizei ging. Nach wie vor warten 
die besonders belasteten Polizeibe-
amtinnen und -beamten auf die Reali-
sierung der öffentlich versprochenen 
Verbesserungen beim Zusatzurlaub 
für geleistete Nachtdienststunden. 
Und auch die in Aussicht gestellten 
Anhebungen der Sätze beim Dienst 
zu ungünstigen Zeiten lassen noch 
auf sich warten. Zweifler melden sich 
deshalb allenthalben zu Wort. Anzu-
erkennen ist jedoch, dass diese bei-
den Vorhaben zugunsten der beson-
ders belasteten Polizeibeamtinnen 
und -beamten vom amtierenden In-
nenminister endlich angeschoben 
worden sind. Sie werden für Andreas 
Breitner zur Nagelprobe. Dabei benö-
tigt der Minister allerdings die Unter-
stützung des Kabinetts. Eine gute Ge-
legenheit auch für die rot-grün-blaue 
Landesregierung um Ministerpräsi-
dent Albig, der Landespolizei und vor 
allem denjenigen ein wenig von der 
Wertschätzung zuteil werden zu las-
sen, die die Kolleginnen und Kollegen 
im Einsatzdienst schon lange mehr als 
verdient haben.

Innenminister Andreas Breitner mit der 
Grünen Finanzministerin Monika Heinold.
 � Foto: Thomas Gründemann
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Bildungsarbeit

Grundlagen von Demokratie und Gewerkschaft
Zu einem Seminar trafen sich junge 

Mitglieder der GdP Schleswig-Holstein 
in Soltau. Ziel war es, Grundlagen von 
Demokratie und Gewerkschaft zu ver-
mitteln. Engagiert arbeiteten die Teil-
nehmer des Seminars mit und legten 
verbindlich Arbeitsschwerpunkte, Pro-
jekte und Verantwortlichkeiten fest. 
Als Nebenthemen wurden Gewalt ge-
gen Polizei, Reaktionen auf Strafanzei-
gen wegen Dienstpflichtverletzung im 
Amt, aber auch der Umgang mit Be-
soldungsrückforderungen des Finanz-
verwaltungsamtes bearbeitet. Ge-
werkschaft und Personalrat gehören 
zusammen. Deshalb wurde auch ein 
Ausblick auf die 2015 anstehenden 
Personalratswahlen gemacht.� rr Der Vorstand der Jungen Gruppe bei der Arbeit.

Aus der Rechtsprechung 

Aktuelles Urteil für begrenzt 
dienstfähige Beamte 

„Begrenzt dienstfähige Beamte müssen besser besoldet werden 
als im gleichen Umfang teilzeitbeschäftigte Beamte“

Beamte, die aus gesundheitlichen 
Gründen nur noch zeitanteilig Dienst 
leisten können (begrenzte Dienstfä-
higkeit), müssen besser besoldet 
werden als teilzeitbeschäftigte Be-
amte. Das hat das Bundesverwal-
tungsgericht in Leipzig heute ent-
schieden. 

Vollzeitbesoldung gewährt, wie sie 
etwa das Thüringer Besoldungsrecht 
vorsieht.

BVerwG 2 C 50.11 vom 27. März 
2014

Vorinstanzen:
VGH Mannheim, 4 S 1003/09 – Ur-

teil vom 16. Mai 2011 – 
VG Stuttgart, 3 K 1366/08 – Urteil 

vom 1. April 2009 – 
Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

geklagt hatte eine verbeamtete Leh-
rerin aus Baden-Württemberg, die 
begrenzt dienstfähig mit 60% der re-
gelmäßigen Arbeitszeit ist. Sie erhält 
wie ein entsprechend teilzeitbeschäf-
tigter Beamter 60% der vollen Besol-
dung. 

Das Gericht entschied: Anders als 
beim freiwillig teilzeitbeschäftigten 
Beamten, der selbst darüber entschei-
det, inwieweit er für die Sicherung 

eines angemessenen Unterhalts Ab-
striche von der vollen Besoldung hin-
nehmen kann und der wieder zur 
Vollzeit und damit zur vollen Besol-
dung zurückkehren kann, gebietet 
das Alimentationsprinzip beim be-
grenzt dienstfähigen Beamten grund-
sätzlich eine Orientierung an der Ali-
mentation für Vollzeitbeschäftigte. 
Deshalb ist eine Aufzehrungsrege-
lung wie im vorliegenden Fall, die im 
Ergebnis zu einer gleichen Besoldung 
des begrenzt dienstfähigen Beamten 
und des teilzeitbeschäftigten Beam-
ten führt, unzulässig (die „Aufzeh-
rungsregelung schließt die Zahlung 
eines grundsätzlich bei begrenzter 
Dienstfähigkeit vorgesehenen Zu-
schlag aus). 

Aus: Digit@l – Ausgabe 10-2014

Für euch gelesen

Strategien für 
Schichtarbeiter
Das Arbeiten im Schichtsystem hat 

viele negative Auswirkungen, unter 
anderem auf den  Schlaf-Wach-Rhyth-
mus und die Schlafqualität. Dies be-
lastet nicht nur die Betroffenen per-
sönlich, sondern wirkt sich auch auf 
die Arbeitssicherheit und die Produk-
tivität aus. Australische Autoren stell-
ten in einer Übersichtsarbeit ein um 60 
Prozent erhöhtes Unfallrisiko und Fol-
gekosten in Milliardenhöhe fest. Als 
mögliche Gegenmaßnahmen empfeh-
len sie eine individuelle Analyse der 
Arbeitssituation, eine angepasste Ro-
tation des Schichtablaufs (von Tages- 
über Nachmittags- zu Nachtschicht), 
ausreichende Erholungszeiten (etwa 
„Napping“-Phasen während der Ar-
beit), eine Anpassung des Ernäh-
rungs- und Aktivitätsverhaltens, aber 
auch den Einsatz von Licht zur Beein-
flussung der Melatoninproduktion.

MJA 2013; 199: S11–S15
Aus: GGW 2014 – Jg. 14 – Heft 2 (April)

Flüge weltweit

www.psw-tours.de

Günstige Linienflüge

04 51-5 02 17 36
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Ehrungen

 Langjährige 
GdP-Treue wurde 

gewürdigt
Die treuen Mitglieder der Gewerk-

schaft der Polizei stehen bei den Jah-
reshauptversammlungen der Regio-
nalgruppen bei den Ehrungen 
regelmäßig im Mittelpunkt. Mitglie-
der, die 25, 40 und sogar 50 und 60 
Jahre mit der GdP verbunden sind, 
wurden so auch bei der Jahreshaupt-
versammlung der Regionalgruppe 
Lauenburg-Stormarn gewürdigt, als 
der Landesvorsitzende Manfred Bör-
ner gemeinsam mit dem neuen Regi-
onalgruppenchef Eggert Werk sie mit 
Urkunden und einem Dankesge-
schenk bedachte (s. Fotos rechts).

Glückwünsche

Wir gratulieren
zur Vermählung
Stefanie Siegner und Ehemann 

Martin geb. Dirksen, RG Kiel-Plön; 
Julia Vittalowisch und Ehemann 
Benjamin Wulf, RG Lauenburg- 
Stormarn

Wir bitten alle Kolleginnen und 
Kollegen um Verständnis, dass wir 
nur diejenigen namentlich erwähnen 
konnten, die uns vor Redaktions-
schluss von ihrer Regionalgruppe 
genannt wurden.

Regionalgruppentermin

Einladung!
Schleswig-Holstein Mitte 
– Seniorengruppe Neumünster – 
Vierteljahrestreffen mit Kaffee und 

Kuchen“ der Seniorinnen und Senio-
ren am Mittwoch, 11. Juni 2014, 14.30 
Uhr,  Restaurant & Café Friesenstube 
(im Haus Hog’n Dor), Klaus-Groth-
Straße 37, Neumünster. Anmeldun-
gen bitte unbedingt bis 9. Juni 2014 
bei Lisa Grützmann, Tel.: 0 43 21- 
2 25 16. 

60 Jahre GdP-Treue: Alfred Müller und Günter Menck (mitte) wurden vom Landesvorsitzenden 
Manfred Börner (l.) und dem neu gewählten Regionalgruppenvorsitzenden Eggert Werk (r.) 
ausgezeichnet.

Seit 50 Jahren Mitglieder der GdP sind Horst Selke und Karl Voß (mitte).

Stephan Bierkandt gehört sei vier Jahrzehn-
ten der GdP an.

Joachim Albrecht und Björn Fischer erhielten 
Urkunden und Präsente für 25 Jahre 
GdP-Treue. � Fotos (4): Thomas Gründemann
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Justizvollzug

Ernennungsurkunden vom Staatssekretär
Justizobersekretärinnen und Justizobersekretäre wurden ernannt

NEUMÜNSTER. Nach einer zwei-
jährigen Ausbildung erhielten 15 Jus-
tizvollzugsanwärterinnen und -an-
wärter ihre Ernennungsurkunden. 
Staatssekretär Dr. Eberhard Schmidt-
Elsaeßer überreichte die Urkunden in 
der Justizvollzugsschule Neumünster.

Dabei erklärte der Staatssekretär: 
„Der Justizvollzugsdienst unseres 
Landes benötigt Sie als qualifizierte 
und motivierte Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter. Unser moderner Straf-
vollzug verfolgt im Umgang mit den 
Gefangenen anspruchsvolle Ziele: 
Nämlich die Balance zwischen dem 
Resozialisierungsgedanken mit dem 
Ziel einer erfolgreichen Wiederein-
gliederung in unsere Gesellschaft ei-
nerseits und dem Vollzug der Frei-
heitsstrafe als Sicherungsaufgabe 
andererseits. Ihre künftige Aufgabe 
ist daher gesellschaftlich wertvoll und 
verantwortungsvoll. Sie haben dafür 
eine anspruchsvolle und vielseitige 
Ausbildung erfolgreich absolviert.“

In seiner Rede betonte Dr. Schmidt-
Elsaeßer weiter, dass es sich um „ei-
nen selten guten Lehrgang“ handel-
te. Auch Michael Kosmahl, externer 
Dozent des psychiatrischen Kranken-
hauses Rickling, sprach gar von „ei-
nem wohltuenden Geist in der Justiz-
vollzugsschule“.

Schulleiter Dr. Reinhard Spieß 
dankte den Lehrkräften der Justiz-
vollzugschule in Neumünster und al-
len Ausbilderinnen und Ausbildern in 
der Praxis für das große Engagement 
und die fundierte und anspruchsvolle 
Ausbildung.

Nach einem erfrischenden Resü-
mee des Lehrgangssprechers Lukas 
Hollfoth aus der JVA Lübeck wurden 
die GdP-Mitglieder Britta Meier und 
Alicia Geruschkat (beide JVA Lü-

beck) als Lehrgangsbeste mit einem 
Präsentkorb ausgezeichnet.

Ein „Problem“ dürfte auf die neuen 
Justizobersekretäre/-innen aber in 
Kürze zukommen. Das Land Schles-
wig-Holstein wird ein eigenes Straf-
vollzugsgesetz erlassen – dann sind 
die heute gelernten Paragrafen 
„Schnee von gestern“ und es heißt 
neu lernen.

Traditionell wurde der erfolgrei-
che Abschluss der Ausbildung für 
die in der GdP organisierten Kolle-
gen auch diesmal wieder durch den 
Regionalgruppenvorsitzenden Thors-
ten Schwarzstock mit einem Reise-
gutschein über 100 Euro, einzulösen 
bei PSW-Reisen in Kiel oder Lübeck, 
prämiert.

Sie schlossen ihre zweijährige Ausbildung als Justizvollzugsbeamte erfolgreich ab.

Kurze neuwertige Polizeilederjacke für Herren,
Größe 23

Wappen SH, reflektierende Buchstaben POLIZEI,
Fa. Häckel & Co., keine Beschädigungen, 99 Euro.

Nida12@t-online.de
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saeßer in seinen Grußworten auf aktu-
elle Themen im Bereich des Justizvoll-
zuges ein. „Die geringe Belegung 
stellt auch eine positive Entwicklung 
für das Personal dar“, konstatierte der 
Staatssekretär.  Diese Aussage fand in 
der anschließenden Diskussion nicht 
unbedingt die Zustimmung der anwe-
senden GdP-Mitglieder.

Beendet wurde die durch Jörn Lö-
wenstrom (GdP-Regionalgruppe Lü-
beck-Ostholstein) hervorragend mo-
derierte Versammlung durch Thorsten 
Schwarzstock mit einem Zitat des 
ehemaligen Stellvertretenden Landes-
vorsitzenden der GdP Sylvio Arnoldi: 

„Die Führungs-, Umgangs- und Be-
triebskultur entspricht nicht in allen 
Justizvollzugsanstalten den Grundan-
forderungen einer Behörde im 21. 
Jahrhundert“. Auch wenn wir als GdP 
ein wichtiger Ansprechpartner für die 
Politik sind und bei Justizministerin, 
Staatssekretär und Abteilungsleiter  
Wertschätzung erfahren, hat diese 
Aussage trotzdem in einigen Dienst-
stellen und bestimmten Referaten des 
Justizministeriums weiterhin Bestand. 
Manchmal wird der Eindruck vermit-
telt, dass deren eigene Inkompetenz 
verwischt werden soll, indem man 
durch Negativäußerungen den Fokus 
auf die Gewerkschaften lenkt. „Viel-
leicht“, so Schwarzstocks Appell, 
„kann man in der Hausspitze des Jus-

tizministeriums auch mal ein Zeichen 
setzen. Der Innenminister als oberster 
Dienstherr der Landespolizei ist GdP-
Mitglied und signalisiert damit auch 
‚nach außen’ seine Solidarität mit Ge-
werkschaften.“

Fortsetzung von Seite 2

Aus den Regionalgruppen

20 000 Ferienhäuser

www.psw-tours.de
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Anmerkungen von GdP-Geschäftsführer Karl-Hermann Rehr

Und was sonst noch so war ...
8. April
Für Kiel und Umgebung gibt es ein 

neues Gutscheinbuch. 108 Gutscheine 
von unterschiedlichen Restaurants so-
wie 57 Gutscheine für Freizeitaktivitä-
ten hat das Buch, dass das GdP-Sozial-
werk nunmehr zum zehnten Mal an-
bietet, zum Inhalt. GdP-Mitglieder er-

halten das Gut-
scheinbuch zum 
Preis von 8,95 €. 
Ansprechpartnerin 
ist Dorith Stuben-
rauch-Schulz, E-Mail: 
Dorith.Schulz@gdp.
de, Telefon: 04 31- 
1 22 10 15. Die Gül-
tigkeit der Gutschei-
ne ist bis zum 31. 
Oktober 2015.

9. April
Heute tagt in Neumünster der Lan-

desseniorenvorstand. Im Vordergrund 
stehen die Berichte von der Bundesseni-
orenkonferenz und eine Einschätzung 
zum neu gewählten Bundessenioren-
vorstand. Der bisherige Stellvertretende 
Vorsitzende Frank Poster stand für eine 
neue Kandidatur nicht zur Verfügung. 
Bei meinem Besuch am Vormittag gebe 
ich einen Überblick zur gewerkschaftli-
chen Situation, insbesondere steht aber 
eine Veranstaltung zum Versorgungs-
ausgleich (wir berichteten) im Fokus der 
Auseinandersetzung. 

10. April
Über GdP-Rechtsschutz verlangte 

eine Kieler Polizeibeamtin Schmerzens-
geld. Bei einem Einsatz während ihres 
Bäderdienstes auf einer Nordseeinsel 
wurde sie von einer betrunkenen Frau 
derart attackiert, dass sie Verletzungen, 
Hämatome und Einstiche an den Ober-
schenkeln, die die Beschuldige mit ih-
ren High Heels (Absatzhöhe 11 cm) der 
Beamtin versetzte, davontrug. Klar, 
dass die Polizeimeisterin Rechtsschutz 
erhielt. Solche Verletzungen, die auch 
mit Bildmaterial unterlegt waren, zie-
hen ganz einfach eine „Wiedergutma-
chung“ nach sich. Doch der Erfolg blieb 
aus. Die GdP-Vertragsanwältin Uta 
Scheel musste der Beamtin mitteilen, 
dass die Beschuldigte „nicht deliktsfä-
hig“ ist, sie wurde nach dem PsychKG 
als schuldunfähig eingestuft. Trauriges 
Ende eines Einsatzes, den die Beamtin 
so schnell nicht vergessen wird. 

16. April
14.00 Uhr. Andreas Kropius und 

Dierk Dürbrook treffen sich mit mir, um 

eine WSP-Veranstaltung, die wir für den 
9. Juli 2014 planen, vorzubereiten. Die 
Veranstaltung „Maritime Begegnun-
gen“ soll den Wert der Wasserschutzpo-
lizei in einem Küstenland wie Schles-
wig-Holstein herausarbeiten. Dazu 
werden unterschiedliche Verbände und 
Institutionen, Behörden und Ämter an-
gesprochen. Zu diesem Anlass wird ei-
gens eine Broschüre herausgegeben. 
Wir besprechen die Redaktion und die 
Frage nach inhaltlichen Beiträgen. 

29. April 
9.00 Uhr. Heute findet die erste Kas-

senprüfung nach dem 30. Delegierten-
tag statt. Die gewählten Kassenprüfer 
Eggert Werk und Anke Kawald, Regio-
nalgruppe Steinburg-Dithmarschen, 
stehen zur Stelle. Allerdings hat es zwi-
schenzeitlich eine personelle Verände-
rung  gegeben. Werk ist zum Vorsitzen-
den der GdP-Regionalgruppe Lauen-
burg-Stormarn gewählt und somit Mit-
glied des Landesvorstandes. Die Sat-
zung schließt diese Doppelfunktion aus. 
Werk muss sein Kassenprüferamt abge-
ben. Ihm folgt Michael Tietgen, Regio-
nalgruppe Kiel-Plön, nach. Werk, der 
schon vier Jahre Kassenprüfer war, 
weist die beiden „Neulinge“ in die Ar-
beit der Kassenprüfer ein. 

30. April
Vereinzelt gelingt es Beamten im ak-

tiven Dienst nicht mehr, alle geleisteten 
Überstunden vor dem Eintritt in den Ru-
hestand durch Freizeitausgleich abzu-
bauen. Es stellte sich daher die Frage, 
ob ein finanzieller Ausgleich von Ruhe-
standsbeamten geltend gemacht werden 
kann. Für das Rechtsgebiet Rheinland-
Pfalz hat das Oberverwaltungsgericht 
(OVG) in Koblenz mit Urteil vom 14. Ja-
nuar 2013 einen solchen Anspruch ver-
neint/Az. 2 A 10626/12. OVG).

 2. Mai
Heftige Auseinandersetzungen zwi-

schen GdP Rheinland-Pfalz und der dor-
tigen Landesregierung. Die rot-grüne 
Regierung hatte als Ergebnis der Tarif-
verhandlungen 1% Besoldungswachs-
tum zugestanden. Das brachte die Be-
amten-Gewerkschaften, zu denen auch 
die GdP gehört, auf die Barrikaden. 
Jetzt kommt offensichtlich Bewegung in 
das Besoldungsdiktat. Wir drücken den 
dortigen Kollegen die Daumen. 

5. Mai 
Die Staatskanzlei sorgt sich um den 

Nachwuchs der Verwaltung. Nicht nur 
die Polizei ist betroffen, sondern die Ver-
waltung insgesamt. Bei der Polizei gehen 

bis zum Jahre 2021 rund 2300 Beamtin-
nen und Beamte in den Ruhestand. Das 
ist mehr als ein Viertel aller Vollzugsbe-
amtinnen und -beamten. In anderen Ver-
waltungszweigen sieht es nicht besser 
aus. Um die Attraktivität des öffentlichen 
Dienstes zu steigern, hat die Dienst-
rechtsabteilung einen umfangreichen 
Katalog zur „Modernisierung des Lan-
desbeamtenrechts“ vorgelegt, der in der 
Diskussion ist. Während der heutigen 
GLV-Sitzung stellt Torsten Jäger, Stellver-
tretender Landesvorsitzender, die Einzel-
heiten des Referentenentwurfes vor. Das 
Gremium prüft auf die Praktikabilität, 
insbesondere auf den Polizeibereich. 
Eine Abstimmung im DGB steht bevor. 
Einig ist sich die Runde, dass die vorgese-
hene „Modernisierung“ nur einen Teil 
der Attraktivitätssteigerung darstellt. 
Wichtig ist die Vermeidung von Ausein-
andersetzungen, wie sie 2013 zur Über-
tragung des Tarifergebnisses auf den Be-
amtenbereich stattgefunden haben. Das 
erzielt wesentlich mehr negatives Image 
in der Öffentlichkeit als der mit diesem 
Entwurf gesuchte Erfolg.

19. Mai
Heute ist Frist für eine Stellungnah-

me eines gemeinsamen Antrages der 
Landtagsfraktionen von FDP und Pira-
ten. Er trägt die Überschrift „Verdeckte 
Radarkontrollen abschaffen – Sicher-
heit geht anders!“. Die Abgeordneten 
Torge Schmidt und Christopher Vogt 
wollen dort, wo keine Polizeipräsenz in 
ausreichendem Maße vorhanden ist, 
mehrere offene Hinweisschilder und 
offen über Medien angekündigte Infor-
mationen über die Geschwindigkeits-
messstellen. Weiter verlangen sie, dass 
die Einnahmen aus der Geschwindig-
keitsüberwachung auch den Verkehrs-
sicherheitsmaßnahmen zugute kom-
men und nicht zur kommunalen Haus- 
haltsaufbesserung dienen. Weiter wol-
len sie die Landesregierung bewegen, 
eine Bundesratsinitiative zum Verbot 
sogenannter Radarwarngeräte zu er-
greifen. Im Geschäftsführenden Lan-
desvorstand ist Thomas Gründemann 
für Verkehrssicherheitsarbeit zustän-
dig. In seiner Stellungnahme plädiert 
er für den Beibehalt der jetzigen Praxis, 
die angekündigte und unangekündig-
te Kontrollmaßnahmen vorsieht. Die 
Initiative der Abgeordneten, Kontroll-
stellen, die augenscheinlich der Auf-
besserung der kommunalen Haushalte 
dienen, ist zu begrüßen. Ebenfalls der 
Kampf gegen „Radarwarngeräte“.


